
Gemeinderatsdrucksache Nr. 113/2022

Beratungsfolge Datum

Gemeinderat 08.11.2022 Beschlussfassung Öffentlich

Änderung Feuerwehrsatzung für die Freiwillige Feuerwehr

Anlage 1: "Feuerwehrsatzung"

Beschlussvorschlag:

Die Feuerwehrsatzung wird, wie in Anlage 1 dargestellt, erlassen.

Sie tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Fassung

vom 08. Mai 2012 außer Kraft.

Stefan Wörner

Bürgermeister
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Finanzierungsübersicht:

Direkte finanzielle Auswirkungen auf den Haushaltsplan: Ja

Nein

Bemerkungen: Kostenrahmen / Kostenschätzung / Kostenberechnung etc.

GESAMTKOSTEN
der Maßnahme jährliche Folgekosten

Objektbezogene Einnahmen
(Zuschüsse/Beiträge)

€ € €

Die Maßnahme ist im Haushaltsplan unter

der Investitionsnummer

der Kostenstelle/Kostenträger/
Sachkonto

bzw. im Budget

mit einem Ansatz von XXX Euro veranschlagt.

Ausreichende Mittel sind vorhanden
nicht vorhanden (ÜPL / APL)

Finanzierung Über-/außerplanmäßige Ausgaben:

Betrag Deckung über
KST/KTR/SK

Mehreinnah.
Wenigerausg.

Erläuterungen

€

Bei Maßnahmen des Finanzhaushalts zusätzlich:

Kalkulatorische Kosten:

Die dargestellte Maßnahme hat unter Berücksichtigung der nachfolgenden Annahmen
Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt.

Angenommene Nutzungsdauer (ND): XX Jahre -> jährl. AfA-Satz: XX Prozent
Kalk. Zins = (Buchwert 01.01. + Buchwert 31.12.) x 0,5 x Zinssatz 3,5 %

Jahr der
Investition

Jahr der
Investition + 1

Jahr der
Investition + 2

Jahr der
Investition + 3

Abschreibung

Kalk. Zinsen
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Neben dem Feuerwehrgesetz ist auch die Feuerwehrsatzung Rechtsgrundlage

für die örtliche Feuerwehr, in der die Gliederung und Verwaltung der Feuerwehr

geregelt ist.

Die Feuerwehrsatzung für die freiwillige Feuerwehr wurde letztmalig 2012,

aufgrund der Änderung des Feuerwehrgesetzes, überarbeitet.

Die nunmehr überarbeitete Feuerwehrsatzung (Anlage 1) ergänzt insbesondere

Regelungen zur Durchführung von (Haupt-)Versammlungen (§ 15) und Wahlen

(§ 16) im Falle nicht möglicher Präsenzveranstaltungen. Ebenso wurden

redaktionelle und konkretisierende Änderungen und Ergänzungen eingearbeitet.

Auch wird durch die Änderung die Möglichkeit geschaffen den, im

Feuerwehrbedarfsplan, vorgeschlagene 2. stellvertretenden Feuerwehr-

kommandanten im Bedarfsfall zu installieren.

Auf der Grundlage der Mustersatzung, die in Abstimmung mit dem

Innenministerium Baden-Württemberg, der Gemeindeprüfungsanstalt Baden-

Württemberg und dem Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg erarbeitet

wurde, gilt es nunmehr für die Freiwillige Feuerwehr eine überarbeitete Satzung

zu erlassen. Der Feuerwehrausschuss hatte in mehreren Sitzungen den in der

Anlage 1 beigefügten Entwurf einer neuen Satzung beraten und erstellt.

Pfullingen, 24.10.2022

gez. gez.
Timo Kühnel Dietmar Rall
Leitung Fachbereich 4 Feuerwehrkommandant



Anlage 1 zur GRDS Nr. 113/2022

Stadt Pfullingen

Landkreis Reutlingen

Feuerwehrsatzung vom XX.XX.2022

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 3
und Absatz 3, § 7 Absatz 1 Satz 1, § 8 Absatz 2 Satz 2, § 10 Absatz 2 Satz 1 und
Absatz 3 Satz 1, § 18 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 des Feuerwehrgesetzes
(FwG) hat der Gemeinderat am XX.XX.2022 folgende Satzung beschlossen:

Hinweis: Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung beziehen sich
auf alle Geschlechter, soweit sich aus dem Sinn der Regelung nichts anderes
ergibt.

§ 1 Name und Gliederung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Die Freiwillige Feuerwehr Pfullingen, in dieser Satzung „Feuerwehr“ ge-
nannt, ist eine gemeinnützige, der Nächstenhilfe dienende Einrichtung der
Stadt Pfullingen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.

(2) Die Feuerwehr besteht als Gemeindefeuerwehr aus

1. der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr

2. den aufgabenbezogenen Sondereinheiten und der Dekongruppe P des

ABC-Zuges des Landkreises Reutlingen

3. der Altersabteilung

4. der Jugendfeuerwehr

§ 2 Aufgaben

(1) Die Feuerwehr hat

1. bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Notständen Hilfe zu leisten
und den Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefah-
ren zu schützen und

2. zur Rettung von Menschen und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen
technische Hilfe zu leisten.

Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis, einen Unglücksfall
oder dergleichen verursachtes Ereignis. Das Ereignis führt zu einer gegen-
wärtigen oder unmittelbar bevorstehenden Gefahr für das Leben und die
Gesundheit von Menschen und Tieren oder für andere wesentliche Rechts-
güter, von dem die Allgemeinheit, also eine unbestimmte und nicht be-
stimmbare Anzahl von Personen, unmittelbar betroffen ist und bei dem der
Eintritt der Gefahr oder des Schadens nur durch außergewöhnliche Sofort-
maßnahmen beseitigt oder verhindert werden kann.
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(2) Der Bürgermeister kann die Feuerwehr (§ 11 Absatz 2 Hauptsatzung)

1. mit der Abwehr von Gefahren bei anderen Notlagen für Menschen, Tiere
und Schiffe und

2. mit Maßnahmen der Brandverhütung, insbesondere der Brandschutzauf-
klärung und -erziehung sowie des Feuersicherheitsdienstes der Brandsi-
cherheitswache beauftragen.

(3) Soweit die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 Absatz 1 und 2 FwG nicht beein-
trächtigt wird, kann die Feuerwehr auf besondere Anordnung des Feuer-
wehrkommandanten auch andere, außerhalb ihres gesetzlichen Aufgaben-
bereichs liegende Leistungen erbringen, für die sie aufgrund ihrer Ausstat-
tung besonders geeignet ist (nicht hoheitliche Einsätze).

§ 3 Aufnahme in die Feuerwehr

(1) In die Einsatzabteilung der Feuerwehr können aufgrund freiwilliger Meldung
Personen als ehrenamtlich Tätige aufgenommen werden, die

1. das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie dürfen erst nach Vollendung
des 18. Lebensjahres an Einsätzen teilnehmen

2. den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes gewachsen
sind (dies ist mit dem Zeugnis nach dem arbeitsmedizinischem Grund-
satz G 26.3 nachzuweisen),

3. geistig und charakterlich für den Feuerwehrdienst geeignet sind,

4. einen guten Ruf besitzen (zum Nachweis ist ein polizeiliches Führungs-
zeugnis vorzulegen)

5. sich zu einer längeren Dienstzeit bereit erklären,

6. bereit sind, Atemschutz zu tragen und an den erforderlichen Ausbildun-
gen teilzunehmen, soweit und solange es der Gesundheitszustand zu-
lässt,

7. nicht infolge Richterspruchs nach § 45 des Strafgesetzbuchs (StGB) die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben,

8. keinen Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 61 StGB mit
Ausnahme der Nummer 5 (Entziehung der Fahrerlaubnis) unterworfen
sind und

9. nicht wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurden.

Die Dienstzeit nach Nummer 5 soll mindestens 10 Jahre betragen.

(2) Die Aufnahme in die Einsatzabteilung der Feuerwehr erfolgt für die ersten
zwölf Monate auf Probe. Innerhalb der Probezeit soll der Feuerwehrangehö-
rige erfolgreich an einem Grundausbildungslehrgang (Truppmannausbildung
Teil 1) teilnehmen. Aus begründetem Anlass kann die Probezeit verlängert
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werden. Die Probezeit kann weggelassen oder abgekürzt werden, wenn An-
gehörige der Jugendfeuerwehr in die Einsatzabteilung übertreten oder eine
Person eintritt, die bereits einer anderen Feuerwehr oder einer Werkfeuer-
wehr angehört oder angehört hat.

(3) Bei Personen mit besonderen Fähigkeiten und Kenntnissen (§ 11 Absatz 4
FwG) kann der Feuerwehrausschuss im Einzelfall die Aufnahme abweichend
von Absatz 1 regeln sowie Ausnahmen von der Beendigung des ehrenamtli-
chen Feuerwehrdienstes nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 und den Dienstpflich-
ten nach § 5 Absatz 5 und 6 zulassen.

(4) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Feuerwehrkommandanten zu rich-
ten. Vor Vollendung des 18. Lebensjahrs ist die schriftliche Zustimmung der
Erziehungsberechtigten erforderlich. Über die Aufnahme auf Probe, die Ver-
kürzung oder Verlängerung der Probezeit und die endgültige Aufnahme ent-
scheidet der Feuerwehrausschuss. Neu aufgenommene Angehörige der Feu-
erwehr werden vom Feuerwehrkommandanten durch Handschlag verpflich-
tet.

(5) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist dem
Antragsteller vom Bürgermeister schriftlich mitzuteilen.

(6) Jeder Angehörige der Feuerwehr erhält einen vom Bürgermeister ausgestell-
ten Dienstausweis.

§ 4 Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes

(1) Der ehrenamtliche Feuerwehrdienst in der Einsatzabteilung der Feuerwehr
endet, wenn der Feuerwehrangehörige

1. die Probezeit nicht besteht,

2. während oder mit Ablauf der Probezeit seinen Austritt erklärt,

3. seine Dienstverpflichtung nach § 12 Absatz 2 FwG erfüllt hat,

4. den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes nicht mehr
gewachsen ist,

5. das 65. Lebensjahr vollendet hat,

6. infolge Richterspruchs nach § 45 StGB die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter verloren hat,

7. Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 61 StGB mit Ausnahme
der Nummer 5 (Entziehung der Fahrerlaubnis) unterworfen wird oder

8. wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurde.
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(2) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige ist auf seinen Antrag vom
Bürgermeister aus dem Feuerwehrdienst in der Einsatzabteilung zu entlas-
sen, wenn

1. er nach § 6 Absatz 2 Satz 1 in die Altersabteilung überwechseln möchte,

2. der Dienst in der Einsatzabteilung aus persönlichen oder beruflichen
Gründen nicht mehr möglich ist,

3. er seine Wohnung in eine andere Gemeinde verlegt oder

4. er nicht in der Gemeinde wohnt und er seine Arbeitsstätte in eine an-
dere Gemeinde verlegt.

In den Fällen der Nummern 3 und 4 kann der Feuerwehrangehörige nach
Anhörung des Feuerwehrausschusses auch ohne seinen Antrag entlassen
werden. Der Betroffene ist vorher anzuhören.

(3) Der Antrag auf Entlassung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim Feu-
erwehrkommandanten einzureichen.

(4) Ein ehrenamtlich tätiger Feuerwehrangehöriger, der seine Wohnung in eine
andere Gemeinde verlegt, hat dies binnen einer Woche dem Feuerwehrkom-
mandanten anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn er nicht in der Gemeinde
wohnt und er seine Arbeitsstätte in eine andere Gemeinde verlegt.

(5) Der Gemeinderat kann nach Anhörung des Feuerwehrausschusses den eh-
renamtlichen Feuerwehrdienst eines Feuerwehrangehörigen aus wichtigem
Grund beenden. Dies gilt insbesondere

1. bei fortgesetzter Nachlässigkeit im Dienst,

2. bei schweren Verstößen gegen die Dienstpflichten,

3. bei erheblicher schuldhafter Schädigung des Ansehens der Feuerwehr o-
der

4. wenn sein Verhalten eine erhebliche und andauernde Störung des Zu-
sammenlebens in der Feuerwehr verursacht hat oder befürchten lässt.

Der Betroffene ist vorher anzuhören. Der Bürgermeister hat die Beendigung
des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes durch schriftlichen Bescheid festzu-
stellen.

(6) Feuerwehrangehörige, die ausgeschieden sind, erhalten auf Antrag eine Be-
scheinigung über die Zugehörigkeit zur Feuerwehr.

(7) Feuerwehrangehörige, die ihren Dienst in der Feuerwehr beenden, haben
die ihnen anvertrauten Ausrüstungsgegenstände und den Dienstausweis in-
nerhalb von 14 Tagen beim Feuerwehrkommandanten zurückzugeben.
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(8) Bei Verzug bzw. Nichtabgabe der Ausrüstungsgegenstände werden diese in
Rechnung gestellt.

§ 5 Rechte und Pflichten der Angehörigen der Feuerwehr

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung der Feuerwehr haben das Recht, den
ehrenamtlich Tätigen Feuerwehrkommandant, die ehrenamtlich tätigen
Stellvertreter und die Mitglieder des Feuerwehrausschusses zu wählen.

(2) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr erhalten nach Maß-
gabe des § 16 FwG und der örtlichen Satzung über die Entschädigung der
ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr eine Entschädigung.

(3) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr erhalten bei Sachschä-
den, die sie in Ausübung oder infolge des Feuerwehrdienstes erleiden einen
Ersatz nach Maßgabe des § 17 FwG.

(4) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr sind für die Dauer der
Teilnahme an Einsätzen oder an der Aus- und Fortbildung nach Maßgabe
des § 15 FwG von der Arbeits- oder Dienstleistung freigestellt.

(5) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr sind verpflichtet (§ 14
Absatz 1 FwG)

1. am Dienst- und an Aus- und Fortbildungslehrgängen regelmäßig und
pünktlich teilzunehmen,

2. bei Alarm sich unverzüglich zum Dienst einzufinden,

3. den dienstlichen Weisungen der Vorgesetzten nachzukommen,

4. im Dienst ein vorbildliches Verhalten zu zeigen und sich den anderen
Angehörigen der Feuerwehr gegenüber kameradschaftlich zu verhalten,

5. die Ausbildungs- und Unfallverhütungsvorschriften für den Feuerwehr-
dienst zu beachten,

6. die ihnen anvertrauten Ausrüstungsgegenstände und Einrichtungen ge-
wissenhaft zu pflegen und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen,
und

7. über alle Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren, von denen sie
im Rahmen ihrer Dienstausübung Kenntnis erlangen und deren Geheim-
haltung gesetzlich vorgeschrieben, besonders angeordnet oder ihrer Na-
tur nach erforderlich ist.

(6) Die Angehörigen der Einsatzabteilung der Feuerwehr haben eine Abwesen-
heit von länger als zwei Tagen dem Feuerwehrkommandanten oder dem
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von ihm Beauftragten, rechtzeitig vorher anzuzeigen und eine Dienstverhin-
derung bei ihrem Vorgesetzten vor dem Dienstbeginn zu melden, spätes-
tens jedoch am folgenden Tage die Gründe hierfür zu nennen.

(7) Aus beruflichen, gesundheitlichen, familiären oder persönlichen Gründen
kann ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Feuerwehr auf Antrag vom
Feuerwehrkommandanten vorübergehend von seinen Dienstpflichten nach
Absatz 5 Nummern 1 und 2 befreit werden. Unter den gleichen Vorausset-
zungen kann der Feuerwehrkommandant nach Anhörung des Feuerwehraus-
schusses auf Antrag Dienstpflichten nach Absatz 5 Nummern 1 und 2 dauer-
haft beschränken.

(8) Ist ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Feuerwehr gleichzeitig Mitglied
einer Berufsfeuerwehr, einer Werkfeuerwehr oder hauptamtlicher Feuer-
wehrangehöriger, haben die sich hieraus ergebenden Pflichten Vorrang vor
den Dienstpflichten nach Absatz 5 Nummern 1 und 2.

(9) Verletzt ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Feuerwehr schuldhaft die
ihm obliegenden Dienstpflichten, kann ihm der Feuerwehrkommandant ei-
nen Verweis erteilen. Grobe Verstöße kann der Bürgermeister auf Antrag
des Feuerwehrkommandanten mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro ahn-
den. Der Feuerwehrkommandant Bürgermeister kann zur Vorbereitung ei-
nes Beschlusses des Gemeinderats auf Beendigung des Feuerwehrdienstes
nach § 4 Absatz 5 den ehrenamtlich tätigen Feuerwehrangehörigen auch
vorläufig des Dienstes entheben, wenn andernfalls der Dienstbetrieb oder
die Ermittlungen beeinträchtigt würden. Der Betroffene ist vor einer Ent-
scheidung nach den Sätzen 1 bis 2 3 anzuhören.

§ 6 Altersabteilung

(1) In die Altersabteilung wird unter Überlassung der Dienstkleidung übernom-
men, wer nach § 4 Absatz 1 Nummern 3 bis 5 und Absatz 2 Nummern 2 bis
4 aus dem ehrenamtlichen Feuerwehrdienst in der Einsatzabteilung aus-
scheidet und keine gegenteilige Erklärung abgibt.

(2) Der Feuerwehrausschuss kann auf ihren Antrag Angehörige der Feuerwehr,
die das 50. Lebensjahr vollendet haben oder 25 Jahre Dienst in der Einsatz-
abteilung geleistet haben, unter Belassung der Dienstkleidung aus der Ein-
satzabteilung in die Altersabteilung übernehmen (§ 4 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1).

(3) Der Leiter der Altersabteilung und sein Stellvertreter werden von den Ange-
hörigen ihrer Abteilung auf die Dauer von fünf Jahren in geheimer Wahl ge-
wählt und nach Zustimmung des Feuerwehrausschusses zu der Wahl durch
den Feuerwehrkommandanten bestellt. Sie haben ihr Amt nach Ablauf ihrer
Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen Ausscheidens bis zum Dienstantritt



7

eines Nachfolgers weiterzuführen. Sie können vom Gemeinderat nach Anhö-
rung des Feuerwehrausschusses abberufen werden.

(4) Der Leiter der Altersabteilung ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der Auf-
gaben seiner Abteilung verantwortlich; er unterstützt den Feuerwehrkom-
mandanten. Er wird vom stellvertretenden Leiter der Altersabteilung unter-
stützt und von ihm in seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten
vertreten.

(5) Die Angehörigen der Altersabteilung, die hierfür die erforderlichen gesund-
heitlichen und fachlichen Anforderungen erfüllen, können vom Feuerwehr-
kommandanten im Einvernehmen mit dem Leiter der Altersabteilung zu
Übungen und Einsätzen herangezogen werden.

§ 7 Jugendfeuerwehr

(1) Die Jugendfeuerwehr hat die Aufgabe, Jugendliche für den Dienst am
Nächsten im Allgemeinen und für den Feuerwehrdienst im Besonderen zu
gewinnen und anzuleiten.

(2) In die Jugendfeuerwehr können Personen zwischen dem vollendeten 11. Le-
bensjahr und dem vollendeten 17. Lebensjahr aufgenommen werden, wenn
sie

1. den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes gewachsen
sind,

2. geistig und charakterlich für den Feuerwehrdienst geeignet sind,

3. sich zu einer längeren Dienstzeit bereit erklären,

4. nicht infolge Richterspruchs nach § 45 des Strafgesetzbuchs (StGB) die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben,

5. keinen Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 7 des Jugendge-
richtsgesetzes (JGG) mit Ausnahme der Entziehung der Fahrerlaubnis
unterworfen sind und

6. nicht wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurden.

7. nach Gründung einer Kindergruppe können Personen ab dem vollende-
ten 6. Lebensjahr aufgenommen werden.

Die Aufnahme muss mit schriftlicher Zustimmung der Erziehungsberechtig-
ten beantragt werden. Über die Aufnahme entscheidet der Feuerwehraus-
schuss.

(3) Die Zugehörigkeit des Angehörigen der Jugendfeuerwehr zur Jugendfeuer-
wehr endet, wenn
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1. er in die Einsatzabteilung der Feuerwehr aufgenommen wird,

2. er aus der Jugendfeuerwehr austritt,

3. die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung schriftlich zurücknehmen,

4. er den gesundheitlichen Anforderungen nicht mehr gewachsen ist,

5. er das 18. Lebensjahr vollendet oder

6. der Feuerwehrausschuss den Dienst in der Jugendfeuerwehr aus wichti-
gem Grund beendet. § 4 Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Der Leiter der Jugendabteilung (Jugendfeuerwehrwart) und seine Stellver-
treter werden vom Feuerwehrausschuss auf die Dauer von fünf Jahren in
geheimer Wahl gewählt und durch den Feuerwehrkommandanten bestellt.
Sie haben ihr Amt nach Ablauf ihrer Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen
Ausscheidens bis zum Dienstantritt eines Nachfolgers weiterzuführen. Der
Feuerwehrkommandant kann geeignet erscheinende Angehörige der Feuer-
wehr mit der vorläufigen Leitung der Jugendfeuerwehr beauftragen. Der Ju-
gendfeuerwehrwart und seine Stellvertreter müssen der Einsatzabteilung
der Feuerwehr angehören und sollen den Lehrgang zum Jugendfeuerwehr-
wart besucht haben. Sie müssen einen guten Ruf besitzen und dies durch
ein polizeiliches Führungszeugnis nachweisen. Der Jugendfeuerwehrwart
und seine Stellvertreter können vom Gemeinderat nach Anhörung des Feu-
erwehrausschusses abberufen werden

(5) Der Jugendfeuerwehrwart ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufga-
ben seiner Abteilung verantwortlich; er unterstützt den Feuerwehrkomman-
danten. Er wird von den stellvertretenden Leitern der Jugendfeuerwehr un-
terstützt und von ihnen in seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflich-
ten vertreten.

(6) Der Jugendgruppenleiter und sein Stellvertreter werden von den Angehöri-
gen ihrer Abteilung auf die Dauer von 1 Jahr gewählt. Ihr Mindestalter muss
17 Jahre betragen.

(7) Die Angehörigen der Jugendfeuerwehr erhalten einen Mitgliedsausweis.

§ 8 Ehrenmitglieder

(1) Der Feuerwehrausschuss kann Personen, die sich um das örtliche Feuer-
wehrwesen besondere Verdienste erworben oder zur Förderung des Brand-
schutzes wesentlich beigetragen haben und/oder 25 Jahre Dienst in der Ein-
satzabteilung der Feuerwehr geleistet haben, die Eigenschaft als Ehrenmit-
glied verleihen.

(2) Der Gemeinderat kann auf Vorschlag des Feuerwehrausschusses bewährten
Feuerwehrkommandanten nach Beendigung ihrer aktiven Dienstzeit die Ei-
genschaft als Ehrenkommandant verleihen.
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§ 9 Organe der Feuerwehr

Organe der Feuerwehr sind

1. Feuerwehrkommandant,

2. Leiter der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr,

3. Feuerwehrausschuss,

4. Abteilungsausschuss der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr,

5. Hauptversammlung,

6. Abteilungsversammlung der Altersabteilung und die Mitgliederversamm-
lung der Jugendfeuerwehr.

§ 10 Feuerwehrkommandant und Stellvertreter

(1) Der Leiter der Feuerwehr ist der Feuerwehrkommandant.

(2) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und seine Stellvertreter
werden von den Angehörigen der Einsatzabteilung der Feuerwehr aus deren
Mitte in geheimer Wahl gewählt. Die Amtszeit beträgt fünf Jahre.

(3) Die Wahlen des ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten und seiner
Stellvertreter werden in der Hauptversammlung durchgeführt.

(4) Zum ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten und seiner Stellvertre-
ter kann nur bestellt werden, wer

1. der Einsatzabteilung der Feuerwehr angehört,

2. über die für dieses Amt erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen ver-
fügt und

3. die nach den Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums erforderli-
chen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllt.

(5) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und seine Stellvertreter
werden nach der Wahl und nach Zustimmung durch den Gemeinderat vom
Bürgermeister bestellt.

(6) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und seine Stellvertreter ha-
ben ihr Amt nach Ablauf ihrer Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen Aus-
scheidens bis zum Dienstantritt eines Nachfolgers weiterzuführen. Kommt
binnen drei Monaten nach frei werden der Stelle oder nach Versagung der
Zustimmung keine Neuwahl zustande, bestellt der Bürgermeister den vom



10

Gemeinderat gewählten Feuerwehrangehörigen zum Feuerwehrkomman-
danten oder seiner Stellvertreter (§ 8 Absatz 2 Satz 3 FwG). Diese Bestel-
lung endet mit der Bestellung eines Nachfolgers nach Absatz 5.

(7) Gegen eine Wahl des ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten und
seiner Stellvertreter kann binnen einer Woche nach der Wahl von jedem
Wahlberechtigten Einspruch bei der Gemeinde erhoben werden. Nach Ablauf
der Einspruchsfrist können weitere Einspruchsgründe nicht mehr geltend
gemacht werden. Gegen die Entscheidung über den Einspruch können der
Wahlberechtigte, der Einspruch erhoben hat, und der durch die Entschei-
dung betroffene Bewerber unmittelbar Anfechtungs- oder Verpflichtungs-
klage erheben.

(8) Vor der Bestellung eines hauptberuflich tätigen Feuerwehrkommandanten
oder eines hauptberuflich tätigen Stellvertreters ist der Feuerwehrausschuss
zu hören.

(9) Der Feuerwehrkommandant ist für die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr
verantwortlich (§ 9 Absatz 1 Satz 1 FwG) und führt die ihm durch Gesetz
und diese Satzung übertragenen Aufgaben durch. Er hat insbesondere

1. eine Alarm- und Ausrückordnung für die Aufgaben nach § 2 FwG aufzu-
stellen und fortzuschreiben und sie dem Bürgermeister mitzuteilen,

2. auf die ordnungsgemäße feuerwehrtechnische Ausstattung hinzuwirken,

3. für die Aus- und Fortbildung der Angehörigen der Feuerwehr und

4. für die Instandhaltung der Feuerwehrausrüstungen und -einrichtungen
zu sorgen (§ 9 Absatz 1 Satz 2 FwG),

5. die Zusammenarbeit in der Einsatzabteilung bei Übungen und Einsätzen
zu regeln,

6. die Tätigkeit des Leiters der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr
sowie des Kassenverwalters und des Gerätewartes der Gerätewarte zu
überwachen,

7. dem Bürgermeister über Dienstbesprechungen zu berichten,

8. Beanstandungen in der Löschwasserversorgung dem Bürgermeister mit-
zuteilen.

Die Gemeinde hat ihn bei der Durchführung seiner Aufgaben angemessen
zu unterstützen (§ 9 Absatz 1 Satz 2 FwG).

(10) Der Feuerwehrkommandant hat den Bürgermeister und den Gemeinderat in
allen feuerwehrtechnischen Angelegenheiten von sich aus zu beraten. Er soll
zu den Beratungen der Gemeindeorgane über Angelegenheiten der Feuer-
wehr mit beratender Stimme zugezogen werden.
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(11) Die ehrenamtlich tätigen Stellvertreter haben den Feuerwehrkommandanten
zu unterstützen und ihn in seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflich-
ten zu vertreten.

(12) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant uns seine Stellvertreter
können vom Gemeinderat nach Anhörung des Feuerwehrausschusses abbe-
rufen werden (§ 8 Absatz 2 Satz 5 FwG).

§ 11 Unterführer

(1) Die Unterführer (Zug- und Gruppenführer) dürfen nur bestellt werden, wenn
sie

1. der Einsatzabteilung der Feuerwehr angehören,

2. über die für ihr Amt erforderlichen, Kenntnisse und Erfahrungen verfü-
gen und

3. die nach den Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums erforderli-
chen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllen.

(2) Die Unterführer werden vom Feuerwehrkommandanten auf Vorschlag des
Feuerwehrausschusses auf die Dauer von fünf Jahren bestellt. Der Feuer-
wehrkommandant kann die Bestellung nach Anhörung des Feuerwehraus-
schusses widerrufen. Die Unterführer haben ihre Dienststellung nach Ablauf
ihrer Amtszeit oder im Falle eines vorzeitigen Ausscheidens bis zur Bestel-
lung des Nachfolgers wahrzunehmen.

(3) Die Unterführer führen ihre Aufgaben nach den Weisungen der Vorgesetzten
aus.

§ 12 Schriftführer, Kassenverwalter, Gerätewart, Hausmeister

(1) Der Schriftführer und der Kassenverwalter werden vom Feuerwehraus-
schuss auf fünf Jahre gewählt. Der Gerätewart Die Gerätewarte werden vom
Feuerwehrkommandanten nach Anhörung des Feuerwehrausschusses im
Einvernehmen mit dem Bürgermeister eingesetzt und abberufen. Vor der
Bestellung eines hauptberuflich tätigen Gerätewarts oder der Übertragung
der Aufgaben des Gerätewarts auf einen Gemeindebediensteten ist der Feu-
erwehrausschuss zu hören.

(2) Der Schriftführer hat über die Sitzungen des Feuerwehrausschusses und
über die Hauptversammlung jeweils eine Niederschrift zu fertigen und in der
Regel die schriftlichen Arbeiten der Feuerwehr zu erledigen.
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(3) Der Kassenverwalter hat die Kameradschaftskasse (§ 19) zu verwalten und
sämtliche Einnahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Wirtschaftsplans
zu verbuchen. Zahlungen darf er nur aufgrund von Belegen und schriftlichen
Anweisungen des Feuerwehrkommandanten annehmen und leisten. Die Ge-
genstände des Sondervermögens sind ab einem Wert von 500 Euro in ei-
nem Bestandsverzeichnis nachzuweisen.

(4) Der Gerätewart ist Die Gerätewarte sind für die Einsatzbereitschaft der Feu-
erwehrfahrzeuge, der Feuerwehrgeräte und –ausrüstung verantwortlich.
Mängel sind unverzüglich dem Feuerwehrkommandanten zu melden. Sein
Die Aufgabenbereiche wird werden durch den Feuerwehrkommandanten im
Einvernehmen mit dem Bürgermeister festgelegt.

(5) Der Hausmeister ist Angehöriger der Einsatzabteilung. Vor seiner Bestellung
ist der Feuerwehrausschuss zu hören. Die Aufgaben sind in einer Dienstord-
nung zu regeln.

§ 13 Feuerwehrausschuss, Abteilungsausschüsse

(1) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Feuerwehrkommandanten als
dem Vorsitzenden und aus acht auf fünf Jahre in der Hauptversammlung
geheim gewählten Mitgliedern der Einsatzabteilung der Feuerwehr.

(2) Dem Feuerwehrausschuss gehören als Mitglied außerdem an:

- der die Stellvertreter des Feuerwehrkommandanten mit Stimmberechti-
gung,

- der Jugendfeuerwehrwart mit Stimmberechtigung,

- der Schriftführer und

- der Kassenverwalter

Sofern Schriftführer und Kassenverwalter nicht nach Absatz 1 in den Feuer-
wehrausschuss gewählt sind, gehören sie diesem ohne Stimmberechtigung
an.

Bei Angelegenheiten, welche die Altersabteilung betreffen, ist der Leiter der
Altersabteilung beratend zu hören.

(3) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ein. Er ist
hierzu verpflichtet, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder verlangt.
Die Einladung mit der Tagesordnung soll den Mitgliedern spätestens drei
Tage vor der Sitzung zugehen. Der Feuerwehrausschuss ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
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(4) Der Bürgermeister ist von den Sitzungen des Feuerwehrausschusses durch
Übersenden einer Einladung mit Tagesordnung rechtzeitig zu benachrichti-
gen. Er kann an den Sitzungen jederzeit teilnehmen oder sich durch Beauf-
tragte vertreten lassen.

(5) Beschlüsse des Feuerwehrausschusses werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(6) Die Sitzungen des Feuerwehrausschusses sind nicht öffentlich. Über jede
Sitzung wird eine Niederschrift gefertigt. Sie ist dem Bürgermeister sowie
den Ausschussmitgliedern zuzustellen. Die Niederschriften sind den Angehö-
rigen der Einsatzabteilung auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen.

(7) Der Feuerwehrkommandant kann zu den Sitzungen auch andere Angehörige
der Feuerwehr beratend hinzuziehen.

(8) Für die Durchführung der Sitzungen des Feuerwehrausschusses gilt § 15
Absatz 6 sowie § 15 Absatz 4 entsprechend.

§ 14 Ausschüsse bei der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr

(1) Bei der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr werden Ausschüsse gebil-
det. Sie bestehen aus den Leitern der Abteilungen als den Vorsitzenden und

- bei der Altersabteilung aus max. 4 Mitgliedern, welche für die Dauer von
5 Jahren gewählt werden,

- bei der Jugendfeuerwehr aus Gruppensprechern, welche für die Dauer
von einem Jahr gewählt werden.

(2) Den Ausschüssen gehören als Mitglied außerdem der Stellvertreter des Lei-
ters der Abteilung, der Schriftführer und bei der Jugendfeuerwehr auch der
Kassenverwalter an.

(3) Für die Ausschüsse nach Absatz 1 gilt § 13 Absatz 3 bis 8 entsprechend.
Der Feuerwehrkommandant ist zu den Sitzungen einzuladen; er kann sich
an den Beratungen jederzeit beteiligen.

§ 15 Hauptversammlung und Abteilungsversammlungen

(1) Unter dem Vorsitz des Feuerwehrkommandanten findet jährlich mindestens
eine ordentliche Hauptversammlung der Angehörigen der Feuerwehr statt.
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Der Hauptversammlung sind alle wichtigen Angelegenheiten der Feuerwehr,
soweit für deren Behandlung nicht andere Organe zuständig sind, zur Bera-
tung und Beschlussfassung vorzulegen.

(2) In der Hauptversammlung hat der Feuerwehrkommandant einen Bericht
über das vergangene Jahr und der Kassenverwalter einen Bericht über den
Rechnungsabschluss des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege (§
17) zu erstatten. Die Hauptversammlung beschließt über den Rechnungsab-
schluss.

(3) Die Hauptversammlung wird vom Feuerwehrkommandanten einberufen. Sie
ist binnen eines Monats einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der An-
gehörigen der Einsatzabteilungen der Feuerwehr dies schriftlich unter Anga-
ben von Gründen verlangt. Zeitpunkt und Tagesordnung der Hauptver-
sammlung sind den Mitgliedern so wie dem Bürgermeister vierzehn Tage
vor der Versammlung bekannt zu geben.

(4) Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der
Angehörigen der Einsatzabteilung der Feuerwehr anwesend ist oder an der
Hauptversammlung nach Absatz 6 Buchstabe b) in digitaler Form teilnimmt.
Bei Beschlussunfähigkeit kann eine zweite Hauptversammlung einberufen
werden, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden bzw. in digitaler
Form teilnehmenden Angehörigen der Einsatzabteilung der Feuerwehr be-
schlussfähig ist. Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher
Stimmenmehrheit gefasst. Auf Antrag ist geheim abzustimmen.

(5) Über die Hauptversammlung wird eine Niederschrift gefertigt. Dem Bürger-
meister ist die Niederschrift auf Verlangen vorzulegen.

(6) Sofern die Hauptversammlung in Form einer Präsenzveranstaltung aus
schwerwiegenden Gründen nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden
kann, entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung des Feuerwehraus-
schusses, ob

a) die Hauptversammlung auf einen zeitnahen Termin,

jedoch maximal bis zu einem Jahr, verschoben wird oder

b) die Hauptversammlung in digitaler Form abgehalten wird.

Schwerwiegende Gründe liegen insbesondere bei Naturkatastrophen, aus Gründen
des Infektionsschutzes, bei sonstigen außergewöhnlichen Notsituationen oder
wenn aus anderen Gründen eine ordnungsgemäße Durchführung unzumutbar wäre
vor.

Die Hauptversammlung ohne persönliche Anwesenheit der Angehörigen der Feu-
erwehr kann nach Absatz 6 Buchstabe b) durchgeführt werden, sofern eine Bera-
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tung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mit-
tels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form von Videokonferenz,
möglich ist. Die nach dem Feuerwehrgesetz und dieser Satzung durchzuführende
Wahlen und die Fassung von Beschlüssen in geheimer Abstimmung sind im Rah-
men einer Hauptversammlung nach Absatz 6 Buchstabe b) nicht möglich. Für sie
gilt § 16 Absatz 7.

(7) Für die Abteilungsversammlung der Altersabteilung und der Jugendfeuer-
wehr gelten die Absätze 1 bis 5 6 entsprechend.

§ 16 Wahlen

(1) Die nach dem Feuerwehrgesetz und dieser Satzung durchzuführenden Wah-
len werden vom Feuerwehrkommandanten geleitet. Steht er selbst zur
Wahl, bestellen die Wahlberechtigten einen Wahlleiter.

Bei der Durchführung von Wahlen nach Absatz 7 leitet und organisiert der
Bürgermeister oder eine von ihm beauftragte Person, unter Mitwirkung der
Angehörigen der Feuerwehr, die Wahl. Die beauftragte Person nach Satz 3
kann ein Angehöriger der Feuerwehr sein.

(2) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln durchgeführt. Wahlen in digitaler
Form nach Absatz 7 Buchstabe c) werden ohne Stimmzettel durchgeführt.

(3) Bei der Wahl des Feuerwehrkommandanten und seiner Stellvertreter ist ge-
wählt, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden Wahlberechtig-
ten erhalten hat. Wird diese Stimmenzahl nicht erreicht, findet eine Stich-
wahl zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen statt, bei
der die einfache Mehrheit entscheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl und erreicht dieser im ersten
Wahlgang die erforderliche Mehrheit nicht, findet ein zweiter Wahlgang
statt, in dem der Bewerber mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesen-
den Wahlberechtigten erhalten muss.

(4) Die Wahl der Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als Mehrheitswahl
ohne das Recht der Stimmenhäufung durchgeführt. Jeder Wahlberechtigte
hat so viele Stimmen, wie Ausschussmitglieder zu wählen sind. In den Feu-
erwehrausschuss sind diejenigen Angehörigen der Feuerwehr gewählt, die
die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los. Die nicht gewählten Mitglieder sind in der Reihenfolge ihrer Stim-
menzahlen Ersatzmitglieder. Scheidet ein gewähltes Ausschussmitglied aus,
so rückt für den Rest der Amtszeit das Ersatzmitglied nach, das bei der
Wahl die höchste Stimmenanzahl erzielt hat.

(5) Die Niederschrift über die Wahl des Feuerwehrkommandanten und seiner
Stellvertreter ist innerhalb einer Woche nach der Wahl dem Bürgermeister
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zur Vorlage an den Gemeinderat zu übergeben. Stimmt der Gemeinderat
der Wahl nicht zu, findet innerhalb von drei Monaten eine Neuwahl statt.

(6) Kommt binnen eines Monats die Wahl der ehrenamtlich tätigen Stellvertre-
ter nicht zustande oder stimmt der Gemeinderat der Wahl nicht zu, so hat
der Feuerwehrausschuss dem Bürgermeister ein Verzeichnis aller Angehöri-
gen der Feuerwehr vorzulegen, die sich aufgrund ihrer Ausbildung und Be-
währung im Feuerwehrdienst zur kommissarischen Bestellung (§ 8 Absatz 2
Satz 3 FwG) eignen.

(7) Sofern die Hauptversammlung nach § 15 Absatz 6 nicht in Form einer Prä-
senzveranstaltung durchgeführt wird, entscheidet der Bürgermeister nach
Anhörung des Feuerwehrausschusses, ob

a) die nach dem Feuerwehrgesetz und dieser Satzung durchzuführenden
Wahlen und Beschlussfassungen in geheimer Abstimmung in einer Prä
senzveranstaltung (Wahlversammlung) durchgeführt werden oder

b) zu treffende Beschlüsse in der bzw. die Wahlen durch Versammlung in
Form einer Briefwahl herbei- bzw. durchgeführt werden oder

c) zu treffende Beschlüsse in der bzw. die Wahlen durch Versammlung in
Form einer Online-Abstimmung bzw. –Wahl herbei- bzw. –durchgeführt
werden.

(8) Für die Wahlen bei der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr gelten die
Absätze 2 bis 6 7 sinngemäß.

§ 17 Sondervermögen für die Kameradschaftspflege

(Kameradschaftskasse)

(1) Für die Feuerwehr wird ein Sondervermögen für die Kameradschaftspflege
und die Durchführung von Veranstaltungen gebildet.

(2) Das Sondervermögen besteht aus

1. Zuwendungen der Gemeinde und Dritter,

2. Erträgen aus Veranstaltungen,

3. sonstigen Einnahmen,

4. mit Mitteln des Sondervermögens erworbenen Gegenständen.

(3) Der Feuerwehrausschuss stellt mit Zustimmung des Bürgermeisters einen
Wirtschaftsplan auf, der alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung der Aufgaben
der Kameradschaftskasse voraussichtlich eingehenden Einnahmen und zu
leistenden Ausgaben enthält. Ausgaben können für gegenseitig oder einsei-
tig deckungsfähig erklärt werden. Über- und außerplanmäßige Ausgaben
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können zugelassen werden, wenn ihre Deckung gewährleistet ist. Außer-
planmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des Bürgermeisters. Ver-
pflichtungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren dürfen
nur eingegangen werden, wenn der Wirtschaftsplan dazu ermächtigt.

(4) Über die Verwendung der Mittel beschließt der Feuerwehrausschuss. Der
Feuerwehrausschuss kann den Feuerwehrkommandanten ermächtigen, über
die Verwendung der Mittel bis zu einer bestimmten Höhe oder für einen
festgelegten Zweck zu entscheiden. Der Feuerwehrkommandant vertritt bei
Ausführung des Wirtschaftsplans den Bürgermeister.

(5) Die für das Sondervermögen eingerichtete Sonderkasse (Kameradschafts-
kasse) ist jährlich mindestens einmal von zwei Rechnungsprüfern, die von
der Hauptversammlung auf ein Jahr bestellt werden, zu prüfen. Der Rech-
nungsabschluss ist dem Bürgermeister vorzulegen.

(6) Für die Jugendfeuerwehr wird jährlich ebenfalls Sondervermögen im Sinne
des Absatzes 1 gebildet. Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend; an die
Stelle des Feuerwehrkommandanten, des Feuerwehrausschusses und der
Hauptversammlung treten der Jugendfeuerwehrwart, der Abteilungsaus-
schuss und die Mitgliederversammlung.

§ 18 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Feuerwehrsatzung vom 08.05.2012

(In Kraft getreten am 02.06.2012) außer Kraft.

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustan-
dekommen dieser Satzung wird nach § 4 Absatz 4 GemO unbeachtlich, wenn sie
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschrif-
ten über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt.

Pfullingen, den XX.XX.2022

Stefan Wörner
Bürgermeister


